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Amtlicher Teil .
Lur Dolzverlorgung .

** Die Forst- und Domänendirektion hat an die Forstämter
folgenden Erlaß gerichtet:

Die nächstjährigen Hiebsdorschläge find unter dem Gesichts¬
punkt aufzustellen, daß sowohl für Brennholz wie für
Nutzholz der verschiedensten Art eine große Nachfrage be -

- sieben wird . Wir find auch weiterhin wie während der Zeit
der Blockade in der Befriedigung des Brenn - und Nutzholz¬
bedarfs auf den heimischen Wald angewiesen. Es obliegt des¬
halb den Waldbesitzern, die HiebSsätze so zu bemessen, daß
den voraussichtlick hohen Anforderungen , wie fie
einerseits von der amtlichen Brennholzversorgung
und andererseits von der Sägeindustrie und dem Nutz .
Holzhandel gestellt werden , nach Tunlichkeit entsprochen
Werden kann.

An der Erfüllung dieser wichtigen Aufgabe müssen sich alle
Woldbesitzer beteiligen. Das Reichswirtschaftsmini¬
sterium , das den nächstjährigen Nutzholzbedarf zu einem
Dritteil höher als den Einschlag des Jahres 1812 veranschlagt,
hat eine Verordnung in Aussicht gestellt, derzufolge alle Wald-
befitzer zu einem entsprechenden Einschläge veranlaßt werden
können, falls von ihnen in den Hieben zurückgehalten wer .
den sollte .

Bei dieser Sachlage kann an dem Grundsatz einer streng
pachhaltigen Nutzung nicht festgehalten werden ; vielmehr sol¬
len , soweit der Waldzustand es irgend gestattet , Übernutzungen
der Vorjahre zunächst unberücksichtigt bleiben , Mindernutzun¬
gen aber tunlichst nachgeholt werden . Dabei bedarf es wohl
keines besonderen Hinweises darauf , daß die vermehrten Zu¬
griffe in erster Linie in Waldungen mit günstigen Vorrats¬
verhältnissen betätigt werden solkn . Soweit es dabei für
Vntnutzungshiebe an Flächen mit natürlicher Verjüngung
jmangelt, soll zuM kahlen Abtriebe älterer hiebsreifer und
Ungenügend bestockter Bestände geschritten werden . Es wird
sich empfehlen, die letztere Maßnahme in vermehrtem Um.
fange überall da zu ergreifen , wo wegen Arbeitermangels und
zur Erzielung von Arbeitsersparnis eine mehr konzentrierte
jHiebsführung geböten ist. Zur Befriedigung des Brenn¬
holzbedarfs soll von der Selbstaufbereitung
durch die Empfänger , soviel als möglich und nötig . Gebrauch
gemacht werden.

der Mutterschaft alle Fürsorge angedeihen zu lassen und
den Kinderreichen ausgleichende Erleichterungen zu gewähren .
Dieser Schutz der Mutterschaft , der nunmehr nicht nur
von der Willkür der Gesetzgebung abhängig gemacht, sondern
in den Grundrechten des deutschen Volkes ein für allemal fest¬
gelegt wird, umfaßt einmal den Schutz der arbeitenden Frau ,
anderseits aber auch die stärkere Berücksichtigung der Mutter¬
schaft in der Sozialversicherung . Auch hier ist eS
das besondere Eintreten der weiblichen Abgeordneten für die
Interessen der Mütter gewesen , das die besondere Einfügung
der Mutterschaft in den Artikel, der die Versicherung behan¬
delt, erreicht hat .

Neue Grundsätze kündigt die Verfassung an für die Stel¬
lung der unehelichen Mutter und ihres Kindes .
In dem Artikel der Verfassung über das Gemeinschaftsleben
wird ausdrücklich gefordert, daß dem unehelichen Kinde durch
die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für seine körper¬
liche, geistige und gesellschaftliche Entwicklung gesichert werden
sollen̂ wie dem ehelichen Kinde. Das bedeutet nicht eine unbe¬
dingte Gleichheit der rechtlichen Stellung . Eine solche
Gleichheit verbietet sich schon dadurch, daß das uneheliche Kind
außerhalb der Familie geboren ist und aufwächst und aus
diesem Grunde naturgemäß in einem anderen Rechtsverhältnis
zu Mutter und Vater stehen muß als das eheliche Kind . Der
Satz soll aber bedeuten, daß fortan insbesondere durch Ver¬
stärkung der Verpflichtungen des Vaters kein
uneheliches Kind durch Nachteile seiner illegitimen Geburt in
seiner geistigen und körperlichen Entwicklung und seinen so¬
zialen Aufstiegsmöglichkeiten gehemmt werden darf , sondern
daß das Recht in diesen Kindern genau so gut den Menschen
und das wertvolle Volksgut an Kraft und Leistungsfähigkeit
anzuerkennen hat wie bei den ehelichen Kindern . Auch hier
werden die Folgerungen aus dem neuen Grundsatz der Ver¬
fassung durch die Gesetzgebung gezogen werden müssen.

Für die berufstätige Frau sind gleichfalls durch die
Verfassung ungerechte Hemmungen beseitigt. Der Artikel, der
von dem Rechte der Beamten handelt, hat auf Antrag der
weiblichen Abgeordneten den Zusatz erhalten , daß alle Aus¬
nahmebestimmungen für weibliche Beamte aufgehoben sind.
Das bedeutet sowohl für das Reich» wie für die Bundesstaaten
vor allen Dingen die Aufhebung des Heiratsverbotes für alle
weiblichen Beamten : Postbeamtinnen , Lehrerinnen , Bibliothe¬
karinnen . Die Beamtengesetze für Reich und Länder werden
aber auch in anderer Hinsicht noch mit diesem Grundsatz der
rechtlichen Gleichstellung der Beamtinnen neben den Beamten
zu rechnen haben. Denn im Grunde verbietet der Satz , daß
der Beamtin berufliche Nachteile irgendwelcher Art aus ihrem
Geschlecht erwachsen dürfen .

Daß für alle gesetzgeberischen Körperschaften, die durch die
Verfassung vorgesehen sind, das gleiche Stimmrecht und die
gleiche Wählbarkeit für Männer und Frauen festgelegt ist, ver-
steht sich von selbst . Es gilt das nicht nur für die Parla¬
mente , sondern auch für den Aufbau des Wirtschastsparla -
ments , das in den Artikel 162 vorgesehen ist. In diesem
Artikel, der von den Betriebsräten , Bezirksräten Nnd dem
Reichswirtschastsrat handelt, ist eine Vertretung nicht nur der
arbeitenden Frauen , sondern auch der Hausfrauen vorge¬
sehen;, da zu den Bezirkswirtschaftsräten und dem Reichswirt¬
schaftsrat nicht nur Arbeitnehmer und Arbeitgeber , sondern
auch andere beteiligte Volkskreise zugezogen werden sollen.
Dieses Wort deutet auf eine Vertretung der Konsu¬
menten hin und hier liegt die große Aussicht, daß endlich
einmal in der Wirtschaftsgesetzgebungauch die Hausfrauen zu
ihrem vollen Recht kommen .

Durch die deutsche Verfassung ist die deutsche Frau die
freie st e Frau der Erde geworden. Es gibt kein Grund¬
gesetz in irgendeinem Staat der Welt» das die Gleichberechti¬
gung der Frau so zur Geltung bringt . Es darf aber nicht
verkannt werden, daß die Grundsätze der Verfassung Papier
bleiben müssen, wenn sie nicht in den Gesetzen voll zur Geltung
kommen. Hier liegt für die nächste Legislaturperiode die große
wichtig Aufgabe der weiblichen Volksvertreter , und es kommt
alles darauf an , gerade für diese Periode möglichst viele
Frauen in die Gesetzgebung hineinzubringen .

Auch die Gesetze werden aber Papier bleiben, wenn die
deutschen Frauen selbst nicht für die Aufgaben ihres Staats¬
bürgertums in weitestem Sinne lebendig werden und heran¬
reifen . Die politische Erziehung der Frauen muß auf dem
Boden der neuen Verfassung mit größtem Nachdruck innerhalb
und außerhalb der Parteien betrieben werden . Die Verfas¬
sung und das Gesetz schafft nur die Möglichkeiten wirksamen
Einflusses der Frauen in Gesetzgebungund Verwaltung . Diese
Möglichkeiten auszunutzen , ist eine Sache der politischen Bil¬
dung und Tatkraft und Gewissenhaftigkeit, eine Leistung der
Frauen selbst , die das Gesetz nicht für fie besorgen kann .

Danach wird die Beratung über die Tteuervsrlagr » sockt
gesetzt.

Abg. Burlage (Ztr .) : Die Umsatzsteuervorlage ist ein kühner
Entwurf , ja vielleicht ein verfehlter Entwurf . Ein Entwurf
mit so hohen Steuern ist noch keiner gesetzgebenden Körper¬
schaft vorgelegt worden. Die Unbilligkeiten mit den indirekten
Steuern verdoppeln sich bei kinderreichen Familien . Meine
Fraktion hat mich beauftragt , zu erklären , daß in frgend einer
Form ein Ausgleich gefunden werden muß . Da die indirek¬
ten Steuern nun nicht mehr zu umgehen sind, sollten ihnen
auch seitens der Linken mehr Ruhe und Freundlichkeit ent¬
gegengebracht werden. Diese Steuern wirken angenehmer»
weil man ja selbst es in der Hand hat , wenn man sie bezahlen
will . Von der Luxussteuer versprechen wir uns auch ein«
volkserzieherische Wirkung . Wir werden im Ausschuß ver.
suchen, den Entwurf in allen Einzelheiten noch anders zn
gestalten .

Abg. Dr . MÄWm (D . N.) : Mir Deutsch -Nationalen sind
willens , dem Reiche das Seine zu geben , halten es aber, wo
eS nötig ist, auch mit indirekten Steuern . Redner polemisiert
sodann gegen Erzberger .

Reichsfinanzminister Erzberger : Der Wunsch des Abg . Bur .
läge , unseren alten Beamtenstand in seiner Reinheit und Un¬
versehrtheit dem deutschen Volke zu erhalten^ ist auch mein
Wille. Und die Regierung tritt mit allen Kräften dafür ein.
Ich häte in der Generaldebatte das Wort nicht mehr genom¬
men. Aber der Abg. Mumm zwingt mich noch zu einigen Aus¬
führungen . Die Herren von der Rechten sind von einer
furchtbaren Empfindlichkeit. Für sich verlangen sie Schimpft
und Lügenfreiheit (Sturm der Entrüstung rechts . Große Un¬
ruhe .) Wenn man aber antwortet , sind fie wie schallose Eier .
(Neuerlicher Sturm rechts) . Ich weiß eS längst, daß die Her -
ren der Deutschnationalen Volkspartei gute Lungen haben.
(Vizepräsident Hcmßmann erklärt den Ausdruck „Lügenfrei¬
heit " für unzulässig ) . Ich habe die Dcutschnationalen gestern
nicht von der Mitarbeit ausgenommen , sondern ihre Stellung
nur als unklar bezeichnet . Seit heute vormittag ist ihre Stel¬
lung klar . Die Partei stimmt niemals grundlegenden Gesetzen
zu , tvelche zum deutschen Mederaufbau nötig sind . (Unruhe
und der Lärm auf der Rechten dauern an) . Eine Zwangsan¬
leihe würde dem deutschen Volke zumuten , daß jeder deutsche
Kapitalist den dritten Teil, vielleicht die Hälfte seines Vkr.
uwgens in Kriegsanleihen niederzulegen hätte. Die Herren
rechts haben uns auf ihrem Parteitag den Kampf angesagt
und haben sich für die Monarchie, also gegen die Deutsche Re¬
publik erklärt . Sie haben erklärt : Erzberger muß unter allen
Umständen beseitigt werden. Sogar Geld haben sie dafür ge¬
sammelt ( Heiterkeit und fortdauernder Lärm , sowie erregte
Zurufe rechts) . Wenn Sie sich darüber beschweren , daß ich
Sie anschaue, so kann ich Ihnen ja auch den Rücken zuwenden.
(Der Minister tut das unter großer Heiterkeit des ganzen
Hauses .) . Wenn Sie glauben, daß gegenüber einer solchen
Kampfesweise die Regierung als stumme Hunde dastehen
wird , dann täuschen Sie sich. Ich kann dem Abg. Mumm nur
erklären : Der Reichsfinanzminister Erzberger bleibt in seinem
Amte, solange er das Vertrauen der Mehrheit hat und dafür
ist in erster Linie entscheidend das Vertrauen seiner eigenen
politischen Freunde . Es wird Herrn Mumm trotz aller seiner
Liebenswürdigkeit nicht gelingen, einen Riß und eine Trübung
in dem ausgezeichneten Verhältnis zwischen dem Zentrum
und dem Reichsfinanzminister herbeizuführen. (Sehr gut und
Heiterkeit im Zentrum ) . Wir kennen ja die Absichten dev
Rechten: Es ist den Herren nicht Wohl in ihrer Isoliertheit
und deshalb möchten sie eine bürgerliche Mehrheit zu sich
herüberziehen und ihren Zwecken dienstbar machen . Das Zen¬
trum wird auf diesen Leim nicht kätschen.

Zur Frage des Reichsnotopfers wiederhole ich meine ErklH,
rung : In dem Augenblick , wo die Entente versuchen sollt̂
den Ertrag dieser Abgabe zu beschlagnahmen , werde ich bei
der Nationalversammlung die Ermächtigung nachsuchen, daß
das Reichsnotopfer nicht erhoben wird. Der Abg. Mumm hat
es so dargestellt, als ob die Minister, die von ihrem Posten
zurii .cktrsten , Pensionen bekommen . Keiner von den Ministern ,
die unter dem neuen Regime zur Regierung kamen, und
zurückgetreten find, haben irgend eine Pension oder sonst eine
Vergünstigung ' erhalten . Nrck die Beamtenminister, die auf
Grund des Beamtenbesoldungsgesetzes einen Anspruch darauf
haben , erhalten eine Pension . Wenn Sie (zu dem Abg. Mumm
gewendet) in der Presse die Behauptung aufstellen, der Reichs -
ffnanzminister wolle durch seine Abgabenordnung Suddeutsch¬
land vom Reich« abschütteln und ein neues Reich von
Aachen aus bis München und Wien errichten , so fehlt mir der
parlamentarische Ausdruck für eine solche Behauptung . Die
von dem Abg. Mumm vorgcbrachten Behauptungen^ daß
Reichsgelder in unverantwortlicher Weise ausgegeben würden ,
sind völlig unwahr . Die Reichsfinanzverwaltung arbeitet mit
größter Strenge und Sie können ihr daher die notwendiger»
Steuerabgaben bewilligen. Das Geld ist ausgeworfen für
Schäden des ganzen Volkes , für Kriegsbeschädigte , Gefangene
und Hinterbliebene .

Abg. Dr . Mittelmann (D . Vpt .) : Unsere Kritik und unsere
Vorschläge bezüglich der Umsatzsteuer behalten wir für die
Ausschußberatung vor. Grundsätzlich erklären wir nur , daß
uns die Steuern in der vorgelegten Art zu verwtzkelt erschei¬
nen . Mir erklären : Keine direkten Steuern ' ohne indirekte !
(Zurufe links : Haben wir ja schon ! ) . Zu den Ausführungen
des Reichsfinanz Ministers habe ich zu erklären , daß uns nicht
seine finanzielle Gesetzgebung Anlaß zur Opposition gibt, son¬
dern die Tatsache, daß wir die von der jetzigen Regierung ver¬
tretenen Grundsätze für verderblich und gefährlich halten .
Ihren Vorlagen stehen wir unvoreingenommen gegenüber
und sichern ihnen strengste sachliche Nachprüfung zu. Die
Person des Reichsfinanzministers ist hierbei gleichgültig. Aber
wir wollen nicht verschweigen , daß wir sie für ein nationales
Unglück halten .

Reichsfinanzminister Erzberger : Mein Vorredner hat mich
ein nationales Unglück genannt . Ein Unglück ist e-h daß mm»

Die neuen Grundrechte der
deutschen Frau .

Von Gertrud Bäume r .
Mit dem Abschluß der Verfassung ist auch für die

peutsche Frau eine vollkommen neue Rechtslage geschaffen, und
zwar sowohl in Ihrer Stellung als Staatsbürgerin , wie in der
Rechtslage der Mutter und Gattin , wie schließlich in der Lage
der weiblichen Beamter, .

Die Staatsbürgerrechte der deutschen Frau sind in
dem Satz zum Ausdruck gebracht: „Männer und Frauen ha¬
ben grundsätzlich die gleichen staatsbürgerlichen Rechte und
PflioAen ." Dieser nunmehr endgültig sestgelegte Satz erfährt
seine nähere Erläuterung durch den Artikel 38d, der alle
Star tsbürger ohne Unterschied nach Maßgabe der Gesetze und
entsprechend ihrer Befähigung und ihren Leistungen zu den
öffentlichen Ämtern zuläßt . Es kann allerdings in dem Wort
. grundsätzlich" eine Einschränkung der staatsbürgerlichen
Rechte der Frauen gesucht werden insofern , als dieses Wort
bedeuten könnte, daß die Frauen nicht unbedingt zu den glei¬
chen Ämtern zugelassen sind wie die Männer . In bezug auf
die militärischen Stellen versteht sich das auch von selbst. In
bezug aus ditz Beamtenstellen in der Verwaltung kommt es
nun darauf an, dafür zu sorgen, daß Frauen zu all den Posten
herangezogen werden können, bei denen ihre Mitwirkung ins¬
besondere mit Rücksicht auf die Interessen von Frauen und
Kindern notwendig erscheint.

D ^rch den Satz über die Gleichheit der staatsbürgerlichen
Siechte wird nun allerdings nicht berührt die Stellung der
Frau in der Familie . Die weiblichen Mitglieder der Natio¬
nalversammlung haktzn es daher für nötig gehalten , auch aus
diesem Gebiete des Frauenlebens , das für die große Mehrzahl
der Frauen so viel mehr Schicksalsbedeutung hat , als das
andere , in der Verfassung den neuen Grundsatz der Gleich¬
berechtigung festzulegen. Es ist deshalb von den Frauen zu
dem Artikel der Grundrechte, der sich auf die Familie bezieht,
der Zusatz beantragt und durchgesetzt : . Die Ehe beruht aus
der Gleichberechtigung beider Geschlechter " . Dieser Satz , der
nun in der Verfassung steht, bedeutet, daß durch eine Revision
des Bürgerlichen Gesetzbuches alle Benachteiligungen und Un¬
gerechtigkeiten in der familienrechtlichen Stellung der Frau
beseitigt werden müssen.

Die Verfassung stellt in den Grundrechten für das Gemein¬
schaftsleben die Familie an die erste Stelle . Sie sichert
chr den Schutz des Staates im besonderen zu und verpflichtet
Gesetzgebung und Verwaltung des Reiches und der Länder ,

Deutlcke Ostionslverlsmm -
lung . »

» Entgegen der Auffassung der Reichsregierung , nach
welcher der verfassunggebenden Nationalversammlung von
nun an die Bezeichnung „Reichstag " beigelegt werden
sollte , hat gestern der Präsident unter Zustimmung des
Hauses die Meinung des Altestenausschuffes zum Ausdruck
gebracht, daß die Nationalversammlung erst nach den Neu¬
wahlen den Namen Reichstag zu tragen habe.

Zu der als erster Punkt der gestrigen Tagesordnung vorlie¬
genden Interpellation Wachhorst de Wente, Falk (Dem .) und
Gen. über weitere Mittel zur Abänderung der großen Kosten
bei der Errichtung von Kleinwohnungen läßt die Legierung
erklären , daß fie zu einem mit dem Präsidenten noch zu ver¬
einbarenden Zeitpunkt zur Beantwortung der Interpellation
bereit ist-



mir 1916 und 1917 nicht Folge gegeben hat , sonst stände es
bester um das deutsche Volk. (Sehr richtig! ) Sie (zur Rechten )
machen uns immer wieder verantwortlich fgr die Folgen einer
Politik , die wir nicht verteidigt haben . Es mutz einmal dar «
auf hingewiesen werden, weÜH grotze Mühen sich namentlich
der jetzige Reichspräsident gegeben hat , um den Ausbruch der
Revolution zu verhüten . An der Vermeidung des Blutvergie¬
ßens trägt der Reichspräsident die Hauptschuld. Der Reichs-
Wirtschaftsminister, der Reichsarbeitsminister und der Mini¬
sterpräsident führen fortgesetzt Verhandlungen mit den ver¬
schiedenen Arbeiterkategorien , um Streiks zu vermeiden. Ihre
Bemühungen dringen nicht an die Öffentlichkeit, aber tatsäch¬
lich sind dadurch viele Streiks vermieden worden. Seien wir
gegen die Arbeiter und Minderbemittelten gerecht . Das Volk
hat unsagbares gelitten . Wir müssen für reichlicheres und
besseres Brot nach der Ernte sorgen. Das Volk mutz gekräf.
tigt werden. Nur dann wird «s die Schwäche überwinden .
Wir brauchen soziale Reformen , ehe es wieder zu spät wird,
eine andere Arbeitslosenunterstützung z . B . Gerade darin hat
das alte Regime am meisten gesündigt. Wir dürfen nicht nur
rückwärts blicken, sondern müssen zur Rettung des Vaterlan¬
des immer vorwärts blicken.

Abg . Henke (U . S . ) : Wenn Herr Erzberger so weiter vor-
geht, dann werden wir ihm in unserer Partei einen Sitz reser¬
vieren . (Heiterkeit.) Wenn Sie jetzt wieder in Ihrer Steuer¬
politik die Fehler machen , dann wird sich eine neue Revolution
hcranbilden und die Arbeiterschaft wird Ihre gesamte Steuer¬
gesetzgebung hinwegfegen. (Lachen und Zurufen bei den Mehr¬
heitssozialisten.)

Minister Dr . Naumann erhält das Wort zu einer persön¬
lichen Erklärung zu einem im Verlauf der Sitzung erfolgten
Angriff des Abg . Traub , wonach Minister Naumann seine Be- -
rufung in das Finanzministerium Erzberger verdanke.

Nach weiterer unerheblicher Debatte geht die Vorlage an
die Ausschüsse .

Präsident Fehrenbach: Die Voraussetzung der Einleitung
des ersten Vcrfassungsentwurfes : „Der Reichstag hat . . . .
ukw.

" im Zusammenhang auch mit einer Zuschrift des Reichs¬
präsidenten an mich, hat dem Ältestenausschutz Veranlassung
gegeben , die Frage zu prüfen , ob wir schon jetzt mit der Publi¬
kation der, Verfassung „ Reichstag" geworden find, oder ob
wir nach wie vor die verfassunggebende deutsche Nationalver¬
sammlung find.

Einstimmig ist im Gegensatz zu der Auffassung der Regie¬
rung der Ältestenausschuß der Meinung , dass wir nach wie vor
die verfassunggebende Nationalversammlung sind , datz wir al¬
lerdings die Rechten und Pflichten haben , die die Verfassung
dem Reichstage gibt, aber nicht den Namen . Ich gebe anheim,
sich ohne weitere Debatte dieser Auffassung, der auch die Re¬
gierung stattgegeben hat, anzuschlietzen und den Eingang der
Vorlage entsprechend zu ändern . (Allgemeine Zustimmung .)

Der Gesetzentwurf wegen vorübergehender Verstärkung der
Betriebsmittel der Reichshauptkasse wird ohne weitere Erörte¬
rung auch in zweiter und dritter Lesung endgültig erledigt.

Es folgt die erste Beratung der Gesetzentwürfe über Post¬
gebühren, betr . Änderung des Postscheckgesetzes und betr . Tele-
graphen- und Fernsprechgebühren.

Reichspostminister Gtesberts : Noch 1913 lieferte die Post 89
Millionen Mark Überschüsse, für 1918 beträgt Las Defizit 669
Millionen , für 1919 wird es auf 666 Millionen geschäht . Es
ist für uns ausserordentlichbitter , weiten Volksschichten so hohe
neue Opfer auferlegen zu müssen. Aber die Post darf keine
Zuschutzwirtschast treiben . Jgz , Fernsprechwesen hoffen wir ,
in einigen Fahren wieder zu normalen Verhältnissen zurück -
-ukommen.

Abg . Steinsdorff (Dem .) : Die drei Vorlagen muten der
Bevölkerung, insbesondere der Geschäftswelt und der Indu¬
strie eine Gebührenerhöhung zu , die man früher nicht möglich
gehalten hätte . Angesichts der trostlosen Zustünde im Tele¬
graphen - und Telephonwesen, an deren Änderung zur Zeit
nicht zu denken ist, liegt für eine weitere Erhöhung der Ge¬
bühren keine Veranlassung vor.

Abg . Wetzlich (D . V .) : Die Post befindet sich heute im Zu¬
stande der vollständigen Desorganisation . Wir bezweifeln, datz
das Wirtschaftsleben die neuen Lasten tragen kann . Die Vor¬
lagen bedürfen also einer ernstlichen Nachprüfung .

Reichspostminister Giesberts : Von einer Desorganisation
des Postwesens kann man nicht spreche: Die Beamten urü>
Beamtinnen lassen es meistens an gutem Willen nicht fehlen.
Sie find vielmehr Opfer der schwierigen Verhältnisse . Wir
Werden selbstverständlich alles tun , um die Mitzstände bald¬
möglichst zu beseitigen.

Abg . Taubadel (Soz .) : Eine Besserung der Post kann nur
erzielt werden durch Ersparnisse und Erhöhung der Tarife .
Im einzelnen haben wir gegen die Vorlage grössere Bedenken,
die wir im Ausschuss Vorbringen werden.

Abg . Nacken (Zentr .) : Ich bin überzeugt , Latz durch Spar .

samkeit und zweckmässiger« Reformen unsere Post , die vor dem
Kriege an erster Stelle in der Welt marschierte , bald wieder
aus rhre alte Höhe kommen wird .

Abg. Zubeil (U. P -) : In der Postvevwaltung ist eine Lotter -
Wirtschaft eingerissen, wie man sie früher nicht für möglich
gehalten hätte . Grundlegende Reformen tun an allen Ecken
und Enden not . Aber es ist natürlich leichter und bequemer»
einfach die Tarife zu erhöhen.

Die drei Vorlagen gehen an den Reichshaushaltsausschutz.
Nächste Sitzung Freitag nachmittag Z Uhr.
Anfragen , kleinere Vorlagen , Interpellation über den Rück¬

gang der Kohlenförderung , Kohlengesetz —- Schluss 8 Uhr.

DolLtitcke Neuigkeiten .
Lrzbergers Denkschrift

über den Snanziellen Bedarf des Reichs .
* Die Denkschrift über Len künftigen finanziellen Bedarf

des Reiches , die der Reichsfinanzminister Erzberger in der
Nationalversammlung angekündigt hatte , liegt jetzt vor . Wie
bereits bekannt, beziffert sie den Gesamtbedarf von Reich ,
Einzelstaaten und Gemeinden auf 24 Milliarden Mark , wo¬
bei der Reichsbedarf mit 17,5 Milliarden Mark, der Bedarf
der Einzelstaaten und Gemeinden je zur Hälfte mit zusam .
men 6,5 Milliarden Mark angenommen ist. Der Neichsbedarf
gliedert sich in 10 Milliarden Mark für oen Schuldendienst,
wobei angenommen ist , dass bis zum Ende des laufenden Rech¬
nungsjahres die Reichsschulden auf 300 Milliarden ange¬
wachsen sein dürsten , weitere 4,3 Milliarden für die Fürsorge
für die Kriegsteilnehmer und deren Hinterbliebenen , Ich Mil¬
liarden Mark für Mehrausgaben und 1,7 Milliarden Mark
für Verwaltung . Hierbei sind einige ganz unsichere Fak¬
toren noch nicht berücksichtigt, nämlich der Saldo , der sich aus
der Liquidation der Kriegsgesellschaften ergibt , und die Ent¬
schädigungsleistung an die Entente und die Kosten für das
Besatzungsheer.

Im Anschluss an diese Feststellungen wird in der Denk¬
schrift die Frage der Deckungsmöglichkeit untersucht . Die
Denkschrift beziffert das Erträgnis üer neuen Steuern , nur
der Einkommensteuer und des Reichsnotopfers mit den alten
Steuern zusammen , auf rund 7,6 Milliarden Mark . Hier¬
bei sind für die Erbschaftssteuern 700 , für die Grundwechsel¬
steuer 226 , Zuckersteuer 340, Tabaksteuer 750, Vergnügungs¬
steuer 60, Zündwarensteuer 50, Spierkoriensteuer 13 Millionen
Mark angesetzt . Aus der Krie»sabgave für 1919 und der
Kriegsabgabe vom Vermögenszuwachs wird eine Zinser¬
sparnis von jährlich 600 Millionen Mark erwartet . Die
Rayonsteuer ist mit 15 Millionen Mark angesetzt. Diesem
Aufkommen von 7,6 Milliarden M ' rk an Stenern steht ohne
Berücksichtigung der sich aus dem Friedensvertrag ergebenden
Verpflichtungen ein Reichsbedarf von 17,5 Milliarden Mark
gegenüber. Der Fehlbetrag err icht demnach 10 Milliarden
Mark . Er soll durch zwei Steuern , nämlich durch die Ver¬
mögensabgabe mit 2,5 bis 3 Milliarde » Mark Erträgnis und
die Umsatzsteuer mit einem Mehrerlös von 3 Milliarden ,
ermäßigt werden. Die Differenz würde demnach auf 4,5—4
Milliarden Mark vermindert . Seine Ausgleichung soll durch die
Reichseinkommensteuer und durch einen weiteren Ausbau der
bestehenden Steuern und die neue Steuervorlage erfolgen.

Der Denkschrift ist eine Übersicht über die direkten und in¬
direkten Steuern des Reiches beigegeben, die vom Standpunkt
der Tragfähigkeit der Steuerobjekte und der Möglichkeit einer
Erträgnissteigerung ansgeht .

Der Wiederaufbau Nordkrankreicks.
Dieser Tage fand in Weimar eine Kabineftsitzung unter

dem Vorsitz des Ministerpräsidenten Bauer statt , in der die
Kommission für den Wiederaufbau , die in Versailles ver¬
handelt hatte, Bericht erstattete . Die bisher erzielte Eini¬
gung zwischen der deutschen Anschauung und der der Gegen¬
seite und die grossen Schwierigkeiten, die dem Wiederaufbau -
«ntgegenstehen, wurden eingehend besprochen .

„ Wenn in letzter Zeit , so schreibt die Dtsch. Allg. Zeitung ,
Nachrichten von einer bevorstehenden Zwangsaushebung von
Arbeitern »für den Wiederaufbau der Kriegsgebiete Verbrei¬
tung fanden , so muh dem mit aller Schärfe widersprochen
werden. Es kommen nur freiwillige Arbeiter in Frage ; ob.
Wohl bisher mit den Arbeiterverbänden erst unverbindliche
Besprechungen, die noch nicht abgeschlossen sind , stattgefunden
haben, und auch der Reichskommiffar noch nicht ernannt ist.

deutet doch alle » darauf hin, dass freiwillige Meldungen iG
erheblicher Zahl zu erwarten find .

Die Steuersätze des Reicksnotopkers .
Nach dem Gesetzentwurf über das Reichsnotopfer würdsi

sich die Abgabepflicht nach der untenstehenden Labellei
abstufen . Die Abgabebeträge find grundsätzlich inner -
hak > 30 Jahren ratenweise zuzüglich der seit dem
1. Januar 1920 laufenden Zinsen zu zahlen . Fällig¬
keit der ersten Rate frühestens 1 . Oktober 1920 . Die Zin¬
sen vom Abgabetrag für die 9 Monate ( 1. Januar bis 1 . Ok¬
tober 1920) werden dem Abgabetrag zugeschlagen und damij
in die 30jährige Tilgungsrente eingerechnet.

Übersicht über die Steuersätze :
Vermögen Struer - Steuer» Vermögen Steucr - Steuer -
di Marl betrag tu

Mark ' ' betrag d,
Hundert-

trrlen »om
vermögen

in Mac! betrag in tetrag in
Hundert-
dilen vom
Lermöge»

6000 IM 1,66
'

900000 209250 23,29
7000 200 . .30E

2.86 1000000 244250 24,43
8000 3,75 2 OM OM 668 750 33,44
9000 4M 4.44 3 OM OM 1163 500 38,95

10000 MO 5,00 4 OM OM 1718250 42,95
20000 1500 7.50 5 OM OM 2 268 250 45.36
30000 2500 8Z3 6 OM OM 2 868OM 47,8
40000 35M 8,75 7000 MO 3 468 MO 49,54
50000 4500 9,- 8000 MO 4117 750 51,47
60000 5 600 9,33 9000 OM 4767 750 52,97
70000 6800 9,71 10000 OM 5417 750 54,18
80OM 8000 10,- 20 OM OM 11919 750 59,59
SO OM 9200 10,23 30 OM OM 18417 750 61,39

100000 10 4M 10,40 40 MO MO 24917 750 62,29
200000 25250 12,62 50 OM OM 31417 750 62,83
300 000 45 OM 15, - 60 OM OM 37917 756 63,19
4M OM 65 OM 16^ 5 70 OM OM 44417 750 63,45
500000 89750 17,95 80 OM MO 50917 750 63,65
600 MO 114750 19,12 90 OM OM 59417 750 . 63,79
700 OM
800000

144500
174 5M

20,64 IM OM OM
21,81

63917 750 63,92

Es ist zulässig, die ganze Abgabe iw einem Betrag zu ent«
richten. Geschieht dies nicht, so muh zur Vermeidung allzu!
umständlicher Berechnungen der sog . Spitzenbetrag (der durch !
500 Mark nicht teilbare Betrag der Abgabe) stets vorweg be«
zahlt werden. Es beträgt z. B . bei einem Vermögen von!
90 000 Mark der Steuerbetrag nach dem Entwurf 9200 Mark ;
in diesem Falle müssen 200 Mark bis zum 1 . Oktober 192g
oder binnen einem Monat nach Zustellung des Veranlagung ^«
bescheides beglichen werden. In dem BevanlagungsbescheiH
wird der gesamte Abgabebetrag angegeben . Gleichzeitig er¬
halten die Abgabepflichtigen eine Tabelle , aus der fie die jez
weilige Höhe der für fie in Frage kommenden Ablösung^«
summe ablesen können.

Republikanitcke Kundgebungen in
Gtterreick.

* Ebenso wie in Wien fanden in Graz , in Linz , in Salz !?
bürg und anderen Städten Kundgebungen des Volkes , der
Polizei und der Gendarmerie für die republikanische Staats «
form in Anwesenheit der Spitzen der Zivil - und Militärbehör¬
den statt . Es wurden Entschließungen angenommen , in denen
das unverbrüchliche Festhatten an der demokratischen Republik
betont wird.

Lrkaiker Karl an Lrzberzog Jokek.
* In der „Boss. Ztg ." wird von dem Wiener Vertreter des

Blattes aus Budapest erklärt , dass ein Kurier mit einem Hand¬
schreiben des Exkaisers Karl an den Erzherzog in Budapest
eingetroffen ist. In diesem Schreiben weist der Exkaiser dar¬
auf hin , dass er noch immer rechtmässig gekrönter König von
Ungarn sei. Er betraue ihn bis zu feiner Rückkehr mit demi
Palatinat in Vertretung des ungarischen Königs und spreche
dem Erzherzog als Chef des Hauses Habsburg gleichzeitig deni
Dank für den der Dynastie geleisteten Dienst aus .

Voltckewittitcke Vertckwörung in
Newyork ?

* Der „ Herald" meldet aus Newyork: Hier wurde eine bol«
schewistische Verschwörung aufgedeckt . 60 Russen, die mit fal¬
schen Pässen eingereist waren , wurden festgenommen. Auch
Irländer sind in die Affäre verwickelt .

Ludendortk und DLntze . j
In einem auf die Denkschrift des Staatssekretärs von Hintze

beruhenden Artikel hatte dis '
„ Frankfurter Zeitung " vor kurzem

die Frage des Zusammenbruchs behandelt . Der Aufsatz hat
zu einer , wie die „Frkf . Ztg." schreibt , von Ludendorff selbst
inspirierten Erwiderung der „Deutschen Tageszeitung " ge¬
führt , derzufolge das Frankfurter Blatt versucht haben sollte,
die damalige Regierung und den Staatssekretär des Auswär¬
tigen Amtes im besonderen herauszupauken . Die „Franks .
Ztg .

" bestreitet nunmehr , eine solche Absicht gehabt zu Haben .
Sie schreibt :

„Wir haben nur vor der Öffentlichkeit feststelle» wollen, wer
mit dem grösseren Teil der Schuld belastet ist. Schuldig sind
fie alle, die damalige Regierung in allen ihren Teilen , schuldig
ist auch der alte Reichstag, aber die meiste Schuld trifft die
Oberste Heeresleitung , weil ihr durch den Belagerungszustand
und durch die Entwicklung während des Krieges die unum¬
schränkte Macht gegeben war . Bei Ausbruch des Krieges hatte
»er Reichskanzler von Bethmann -Hollweg das belgische Prob¬
lem richtig erkannt . Leider hat er nicht immer nach dieser
Erkenntnis gehandelt . Er hat aber versucht, der expansiven
militärischen Politik Einhalt zu tun . Als er den überspannten
Plänen der Militärs gefährlich zu werden drohte, wurde er
gestürzt durch eine Militärkamarilla , die sich damals offen ihres
Erfolges gerühmt hat . Der schwache Kaiser muhte sich den
Forderungen Ludendorffs gegen seinen eigenen Willen beugen
und von jenen Julitagen des Jahres an war die Allgewalt
der militärischen Machthaber unbeschränkt. Sie beherrschten
die Nachfolger des Reichskanzlers, die nur Puppen waren , in
ihren Händen . Sie beherrschten auch den Kaiser selbst, den sie
durch geschickte Ausnutzung seiner eigenartigen Mentalität
vor ihre weitreichenden Pläne zu spannen wussten.

General Ludendorff wehrt sich in der «Deutschen Tageszei¬
tung " dagegen, dass die Oberste Heeresleitung für >die ganze
Kricgszielfrage verantwortlich gemacht werden könne. Der
Neichslanlzler sei der eigentlich Verantwortliche für die Politik
gewesen. Formell ist das durchaus richtig. Aber den Tatsachen
entspricht das nicht . Die Oberste Heeresleitung trieb ihre eigene
Politik . Sie hatte zu diesem Zweck eine umfangreiche politische
Abteilung eingerichtet, die wie ein Auswärtiges Amt nach
Ländern eingeteilt war , die in den Militärattachees ihre eige¬
nen Gesandten unterhielt und die mit der verderblichsten Agen-
kcnwirtschast arbeitete . Sie hatte aber vor allen Dingen ein

politisches Netz über das ganze Reich gezogen. Vom Kriegs¬
presseamt aus wurde die deutsche öffentliche Meinung im
Sinne der Obersten Heeresleitung beeinflusst und dabei stan¬
den reichliche Mittel der Schwerindustrie zur Verfügung . Eine
geistige Korruption der deutschen Presse wurde in noch nie da¬
gewesener Weise betrieben, mit Lockungen und mit Drohungen
wurden andere Meinungen erstickt und es unmöglich gemacht,
dass das Volk die Wahrheit erfuhr . Bei jeder Aktion der Mi¬
litärs setzte sofort das Spiel der politischen Abteilung ein, und
dann wurde dem Kaiser als dem obersten Kriegsherrn das
Spiegelbild der deutschen Presse vorgehalten , um ihm zu be¬
weisen, dass die Pläne seiner militärischen Berater den Wün¬
schen des deutschen Volkes entsprächen. Das soll uns nicht wie¬
der als eine, Verteidigung des Staatsekretärs des Auswärtigen
von Hintze ausgelegt werden, sondern ist lediglich eine Fest¬
stellung der Tatsache, wie der jeweilige Leiter der auswärtigen
Politik unter der militärischen Beeinflussung der deutschen
Öffentlichkeit gelitten hat . Ein tatkräftiger Reichstag hätte
dieses Treiben unterbinden können. Dem Volke selbst wäre
damit der grösste Dienst geleistet worden.

General Ludendorff sucht unter Hinweis auf die Frietcns -
verbandlungen mit Rußland den Beweis dafür anzutreten ,
daß der Reichskanzler Graf Hertliug ostentativ feine völlige
Selbständigkeit in der Führung der Politik geltend gemacht
Hobe, indem er Vereinbarungen ^ die mit der Obersten Heeres¬
leitung über das dort Wünschenswerte getroffen waren , ein¬
fach vereitelte . Wer sich der Vorgänge in Breft -Litowsk . noch
erinnert , wem es noch gegenwärtig ist, welchen ungeheuren
Schaden das auf Veranlassung der Obersten Heeresleitung ge¬
sprochene Machtwort des Generals Hoffmann angerichtet Hai ,
der kann über eine solche Feststellung nur mit einem Achsel¬
zucken hinweggehen . Ader der General Ludendorff sollte sich
döch einmal bei senken Kreaturen erkundigen, wie sie damals
in die Friedensverhandlungen hineingepfuscht haben , wie ihm
untergebene Militärs auftragsgemäß das von Kühlmann un¬
terstützte Trotzkische Friedensangebot „an alle" sabotiert habe«,
wie diese Herren geschäftig umherliefen , um den Vertretern
der deutschen öffentlichen Meinung einzureden , datz durch einen
solchen Schritt die großen Siegesaussichten im Westen unmög¬
lich gemacht würden . Eine wahre Angst hatte damals die
Herrschaften befallen, datz die Feinde auf dieses Friedensange¬
bot eingehen könnten. Heute leugnen die Militärs alles . Die
Feststellungen des Staatssekretärs von Hintze , für dis wir die
Vrantwortung nicht zu tragen haben, die aber, nachdem Oberst
Bauer die deutsche Öffentlichkeit einseitig bearbeiten hatte , ans

Licht gezogen werden mutzten, werden jetzt von dem General
Ludendorff bestritten . Das ist ein bequemes Mittel , und eg
ist an dem Staatssekretär von Hintze, daraus zu antworten .

General Ludendorff will bei der ersten Unterredung mit
Herrn von Hintze in Avesnes im Juli 1918 nur gesagt haben,
er hoffe den Feind durch weitere Angriffe „friedenswillig " zip
machen. Hintze behauptet demgegenüber in der uns vorlie¬
genden Denkschrift, Ludendorff habe ihm erklärt , er wäre
sicher, mit der jetzigen Offensive den Feind „endgültig und
entscheidend zu besiegen." Wir glauben Herrn von Hintze , weil
wir wissen , datz die Sprachrohre der Obersten Heersleilung
genau dasselbe weitcrgegeben haben, was Herrn ' von Hintze
gesagt worden ist.

An einem besonderen Beispiel wollen wir die Ludendorffsche
Zuverlässigkeit näher beleuchten, und wir hoffen, datz wir inj
den nächsten Tagen für seine Fähigkeiten , die eigene Kraft und
die unserer Verbündeten zu überschätzen und die der Gegner
zu unterschätzen, andere Beweise beibringen können. Wir
hatten in unserem Artikel hervorgehoben, datz die Oberste Hee-
resleitung auf den bulgarischen Zusammenbruch aufmerksam
gemacht worden sei, datz aber die rechtzeitig erteilten Warnun¬
gen in den Wind geschlagen worden wären . Ludendorff be¬
streitet das . Er sagt, die Verhältnisse in Bulgarien seien auch
von der Obersten Heeresleitung mit grossen Sorgen angesehen
worden . Leider habe aber das Auswärtige Amt trotz dringen¬
der Vorstellungen den Vertreter der Vereinigten Staaten irk
Sofia gelassen . Wir führen demgegenüber an , was Herr von
Hintze in seiner. Denkschrift schreibt :

Bulgarien beklagte sich über Nichterfüllung versprochener
Lieferungen an Heeresausrustung und an Material . Auf meine
Befürwortung schaffte das preußische Kriegsministerium Ab -
Hilfe . Dann beschwerte sich Bulgarien über Nichteinhaltung
unserer vertraglichen Verpflichtungen beziehungsweise Statio¬
nierung deutscher Truppen auf dem Balkankriegsschauplatz,
wobei es dem Vertrag nach im Rechte war . Dass Bulgarien
abfallen würde, habe ich der Obersten Heeresleitung seit An¬
fang August vorausgesagt . Die Mittel dagegen (Lieferungen )
habe ich durchgesetzt . Doch das wichtigste Mittel : stärkere
(vertragliche) deutsche Truppendetachierungen auf dem Balkan -
kriegsschauplatzkonnte die Oberste Heeresleitung nicht zur . Ver¬
fügung stellen. Die Oberste Heeresleitung hat mir auf meine
Vorhersage stets geantwortet , daß ich zu schwarz sehe . Ich war
außerstande , ohne die vorstehenden Mittel und bei der Ab.
lehnnng meiner Vorhersage seitens der Obersten Heereslei¬
tung auf die weitere Entwicklung der bulgarischen Zustande



Japan und der Lrledensvertrsg .
* Die . Times " melden aus Loki« : Der Nusschuß des ja- ir¬

ischen Parlaments sprach sich sür die Ratifizierung des Krir -
- ««SuertrageS mit Deutschland aus .

Vaditcbe Neberticht
Vadilcber Landtag .

* Dem Landtag ist folgender die Mittelschulstatistik betref¬
fender Antrag Schofer und Gen . zugegangen

. Die Regierung wird ersucht , festzustellen, wie viele Schmer
«n höheren Lehranstalten Nachhilfestunden erhalten . Tue
Statistik soll differenzieren zwischen Nachhilfestunden, die in -
!folge von Krankheit usw. notwendig wurden , und solchen , die
lauf minderer Begabung oder auf Mangel an Fleiß beruhen.

Ferner soll die Statistik Aufschluß geben, wie viele Schüler
und Schülerinnen an höheren Lehranstalten (s . bei der Auf¬
nahmeprüfung , d. späterhin) in den i- ttt-n 10 Jahren in die
Volksschule zurückverwiesen wurden .

"

Volksdank
Haben wir Anlaß zu danken? So fragen Wir uns . wenn

Wir an allen Ecken jetzt die Aufrufe des Volksdankes des ba¬
dischen Volkes für die Kriegs - und Zivilgefangenen sehen.
In unserer Zeit vergißt man sehr schnell , und es ist ja schon
so lange her, daß im Walde von Compiegne das deutsche Volk
sich die Sicherheit vor feindlichem Einmarsch durch die Preis¬
gabe seiner Gefangenen erkaujte . Wer noch einen Funken
von Ehrgefühl gegenüber den Leuten hat , die damals preisge -
gelx n wurden,- um unser Land zu retten , der wird zum Volks,
dank mit vollem Herzen beitragen . Jetzt kommen endlich die¬
jenigen wieder, die in der ersten Linie aushielten und vom
Feinde überrannt wurden . Von einen? der deutschen Heerfüh¬
rer , dessen Auslieferung heute die Entente verlangt , stammt
ibaS Wort : „Sagt den Gefangenen , daß bei der modernen
Kriegführung die Besten in der vordersten Linie sicht opfern
müssen und bei nutzloser Gegenwehr notwendig in feindliche
Gefangenschaft geraten ." Das merke '

sich jeder, der den Sohn
oder Bruder gesund heimkehren sah , und der heute vor dem
Aufruf des Volksdankes noch zaudert , ob er für diese heim¬
kehrenden Gefangenen beisteuern soll . Und diejenigen, die ihr
Liebstes im Kriege verloren , mögen in den Heimkehrenden die
Boten grüßen , die uns die letzte Kunde von manchem der Teu -
« n bringen , der drüben in fremder Erde ruht . Der Gedanke
«m unsere Gefangenen war eS, der den Ausschlag bei der Un¬
terzeichnung des Friedens gab. Deshalb soll der Volksdank
die Angehörigen aller Parteien einen zu freudigem Opfer für
unsere Heimkehrer.

Die Dandelskammer Karlsruhe
kur 'lllnterttützung der Lluslandsdeutlchen.

Die letzte Sitzung des Großhandelsausschusses der Handels¬
kammer Karlsruhe befaßte sich auf Grund eines Berichtes de»
Kammersyndikus Dr . Krienen über die gegenwärtige Lage
der Ausländsdeutschen mit der Frage , wre ihnen zu helfen
sei . Der Ausschuß hielt es für recht und billig, daß, ebenso
Wie den Ostpreußen und Elsaß-Lothringern große Mittel z? r
Verfügung gestellt wurden, solche nunmehr auch den Aus .
kandsdeutschen zugutekommen. Sind es doch gerade die Aus¬
ländsdeutschen gewesen , die dazu beigetragen heben, unsere
Wöeltmachtstellung vor dem Kriege zu stärken und zu heben,
Und die Ausländsdeutschen werden auch in großem Umfange
deim Mederaufbau helfen müssen. Dank ihren Erfahrungen
kn Fragen der Industrie und des Handels im Auslände sind
sie hierzu am besten geeignet . Auf Vorschlag des Bericht¬
erstatters ist die Handelskammer alsdann beim Deutschen In¬
dustrie- und Handelstag dahin vorstellig geworden, daß mit¬
tellosen Ausländsdeutschen sofort ein Borschntz von' Reichs
wegen zur Verfügung gestellt wird. Im Zusammenhang mit
der Frage der Unterstützung der Ausländsdeutschen befaßte
sich der Großbandelsausschuß noch mit der Frage der Be¬
setzung ausländische, Konsulate. Auch in dieser Hinsicht hat
die Handelskammer zuständigenorts Schritte unternommen ,
daß die Konsulate viel mehr als früher mit erfahrenen Fach¬
leuten besetzt werden, und darauf hingewiesen, daß sich dafür
die Ausländsdeutschen aus Industrie und Handel ganz beson¬
ders eignen . Ferner hat die Handelskammer Karlsruhe dem
stellvertretenden Bundesratsbevollmächtigten Badens in Be»
kin, Herrn Ministerialrat Dr . Fecht , gelegenlich seines jüng¬
sten Aufenthaltes in Karlsruhe dringend nahgelegt, iyr

Sinne ihrer Beschlüsse der den zuständigen Stellen in . Berlin
sich für die Ausländsdeutschen «inzufetzen. Hoffentlich trägt
das Vorgehen der Handelskammer » it dazu bei , jm Allge-
meinintereffe recht bald die Lage der Ausländsdeutschen zu
heben.

Kebl und die IKbeinMMabrt.
Nach einem Pariser Havasbericht hat die Kommission für

auswärtige Angelegenheiten den Bericht Renauld Mer die
Klauseln des Friedens »ertrages , die Elsah -Lothringen und
den Rhein betreffen , angehört . Darnach wird die Rückgabe
Elsaß -Lothringens schuldenfrei erfolgen. Frankreich wird
ohne weiteres in das Recht eingesetzt , über die öffentlichen
und Privatrechte , darin inbegriffen die Eisenbahnen , ver¬
fügen zu können. Der Hafen vo» Sehl wird unter der Ver¬
waltung eiues Franzose» mit dem von Straßburg auf eine
Dauer von 7 Jahre » , die üm 3 Jahre verlängert werden
kann, vereinigt . Der Mannheimer Vertrag von 1886 , der
sich mit der Kontrolle der Rheinschiffahrt befaßt und der
durch eine internationale Äberwachungskommiffion modi¬
fiziert werden soll, wird von einem französischen Abgeordneten
überwacht werden. Frankreich wird eine Anzahl Schiffe hal .
ten und das Vorrecht auf den Kluß zur Erzeugung von
Motorkrästen ausnutzen , während dies aus dem deutschen
Ufer nicht geschehen kann. Frankreich erklärt , daß es alle
Stützpunkte nimmt , die es nötig habe.

FranzöliMe Kleinlichkeit und GebäMgkeit .
oc . Aus Kehl wird gemeldet: Bei einem Ausflug nach Le-

gelshurst hatten einige Kehler dem Wein etwas zu sehr zuge-
sprcxben und kamen in gute Stimmung . Dabei sangen sie
auch das Lied „Deutschland, Deutschland über alles " . Dar¬
über ärgerte sich der französische Kommandant so, daß er
die ganze Gesellschaft zunächst zwei Stunden einsperrte und
dann jedem Sänger und jeder Sängerin einen Strafzettel
in Höhe von je 400 M . aushändigte . Nun erst folgte aber das
dicke Ende. Als nämlich die Kehler ihre Strafe ablieferten ,
erhielten noch sämtliche dabei beteiligten männlichen Mitglie¬
der vier Wochen Gefängnis . Me man der „ Offenb . Ztg .

"
dazu noch mitteilt , fitzt zurzeit -das Kehler Gefängnis voll mit
solchen und ähnlichen „Verbrechern"

Kurze Nachrichten aus Kaden.
* Nr . 82 des Badischen Gesetzes- und BerordnungsblatteS

hat folgenden Inhalt : Verordnungen : des Staatsministeri¬
ums : Kommunalverbände betreffend ; des Ministeriums des
Innern : Schrotmühlen betreffend ; Regelung der Versorgung
Mit Flußfischen betreffend ; des Arbeitsministeriums : die
soziale KriegsbesckUidigten und Kriegshinterbliebenenfürsorge
betreffend. _

oc . -Heidelberg, 15. Aug. Der Wünschelrutengänger von
Lepel weilte letzter Tage hier und stellte rutentechnische Analy¬
sen bei den neuen Quellen an . Er behauptete dabei laut „ Hei¬
delb . Tagebl .

" , daß in 1330 Meter Tiefe eine außerordentlich
starke Quelle vorhanden sei , die eine Wärme von etwa 44
Grad besitze. ,

oc. Breisach, 18. Aug. In einer Versammlung sämtlicher
Parteien wurde im Hinblick ans die großen Kriegslasten die
Errichtung eines Hauptzollamts gefordert. Der große links¬
rheinische Besitz der Gemeinde an Liegenschaften ist der freien
Verfügung entzogen, wenn nicht ganz verloren . Daher ver¬
langt die Stadt eine Entschädigung in anderer Weise.

oc . Bad. Rheinfelden, 14. Aug. Bei der Bürgermeister «»»- !
wurde Bürgermeister Bogel aus Schönau mit 36 Stimmen
gewählt . Sein Gegenkandidat Stadtsekretär Götzmann aus
Pforzheim erhielt 33 Stimmen .

oc. Freiburg , 1k. Aug. Aus nahezu fünfjähriger Kriegsge .
fangenschast ist Bürgermeister Dr . Hofner in seinen alten
Wirkungskreis zurückgekehrt . Er wurde von den Vertretern
der städtischen Behörden in ehrender Weise am Bahnhof
empfangen.

oc. Waldshut , 18. Aug. Auf Grund des erst jüngst vom
Landtag verabschiedeten Grundstückssperrgesetzes hat das hie¬
sige Bezirksamt mehrere Verkäufe ländlicher Güter nicht ge¬
nehmigt, darunter den Verkauf eines Hofgutes in Berwangen
an einen Düsseldorfer Staatsanwalt .

oc . Konstanz, 14. Aug. Der letzte Internierte «-«- ist am
Dienstag aus der Schweiz hier angekommen. Es find zwar
noch einzelne Internierte zu erwarten , aber keine größeren
Transporte mehr . Ein großes Hilfswerk hat feinen Abschluß
gefunden. Die Schweiz hat vielen tausenden deutscher Sol¬
daten Gesundheit und Lebenskraft wiedergegeben. Der Dank
für diesen Liebesdienst ist ihr gewiß . .

verhindernden Einfluß auszuüben . Was mit diplomatischen
Mitteln allein geschehen konnte, ist geschehen . Ich möchte den.
jenigen sehen , der mehr hätte leisten könnn.

Es ist Sache des General Ludendorff , diese unzweideutige
Äußerung des Staatssekretärs des Auswärtigen zu Wider ,
legen. Der General Ludendorff spricht in der „Deutschen
Lagesztg ." des weiteren davon, in der von uns erwähnten Be¬
sprechung am 14. August 1918 im Großen Hauptquartier habe
der Kaiser empfohlen, die Bermittlülug der Königin vo» Hol¬
land anzurufen . Der Obersten Heeresleitung ftien keinerlei
Schritte Hintzes in dieser Richtung zur Kenntnis gebracht
worden. Vielleicht äußert sich Herr v . Hintze näher über das
in dieser Beziehung von ihm Veranlaßte . Hicktze berichtet zu
diesem Gegenstand in seiner Denkschrift:

Am 14 . August war mir die Ermächtigung erteilt worden ,
die Vermittlung von Holland anzugehen , wenn ein Erfolg an
der Westfront unsere militärische Lage wieder hergestellt habe.
Emphatisch und ausdrücklich wurde vom Reichskanzler und der
Obersten Heeresleitung darauf hingewiesen, daß kein Frie¬
densschritt unternommen werden dürfe während der Epoche
militärischer „eckecs "

(siehe auch Kronratsprotokoll ) . Tags
darauf erfolgte der Besuch Kaiser Karls im Großen Haupt¬
quartier . Er kam mit dem Plan der Buriannote „ An alle "
(am 14 . Septmeber ) . Dieser Notschrei „An alle" wurde von
der Obersten Heeresleitung und dem Reichskanzler einstim¬
mig als ungeeignetes Mittel verworfen und die herkömmlichen
Mittel — Vermittlung durch neutrale Macht — vorgeschlagen . . .
Neben der holländischen Vermittlung verhandelte ich mit
Hohenlohe — auf dessen Anregung — über eine Mediation
durch den König von Spanien . Die diplomatische Arbeit rich¬
tete sich darauf , Österreich-Ungarn von seinem Notschrei ab»
zubringen und zum Anschluß an unsere geplante holländische
Demarche zu bewegen. Ende August 1018 besprach ich mit
dem niederländischen Gesandten Baron von Gevers eine hol¬
ländische Vermittlung und fand ihn sehr bereit und geneigt .
Ich machte Hohenlohe an demselben Tage ( nach meiner Erinne .
rung am 29. oder 28. August) darüber Mitteilung und ver»
wertete diese Bereitwilligkeit gegenüber Burian .

"
Hintze schildert dann weiter, wie durch Kaiser Karls Be-

»angenheit nd Burians Amtsversefsenheit der Umschlag herbei¬
tzefuhrt worden sei. Anfang September ist Hintze abermals

Große Hauptquartier gefahren , um die Zustimmung der
Obersten Heeresleitung zur Schaffung »rnes großen unab -» NWgen Pole» zu erwirken.

„Das gelang mir damals nicht, so berichtet Hintze in seiner
Denkschrift. Ich war und bin keineswegs der Ansicht , daß ein
solches Polen unseren Interessen entspräche. Indessen bei der
Entwicklung der Lage hielt ich es für besser, das , was kommen
mußte , selbst kommen zu lassen ."

Der Minister Erzberger hat am 28. Juli der National .
Versammlung mitgeteilt, warum dieser Schritt nicht gelingen
konnte, weil grämlich die Oberste Heeresleitung alle Versuche
der Rerchstagsmehrheit, mit Polen zu einer Verständigung zu
gelangen , durch Eroberungsabfichten im Osten unmöglich
machte. General Ludendorff und seine Ergebenen in der
„Deutschen Tageszeitung " haben also die Antwort erhallen ,
die sie wünschten. Aber sie tun in Zukunft besser daran ,
wenn sie sich direkt an Herrn Hintze wenden» als daß sie uns
vorwerfen , daß wir Geschichtsklitterungtrieben . Unser Artikel
Wer den Zusammenbruch war in Abwehr geschrieben gegen,
über dem unerhörten tendenziösen Treiben gewisser Militärs ,die sich rein zu waschen suchen von der auf ihnen lastenden
schweren Schuld, und die damit den Boden bereiten möchten
für gegenrevolutionäre Strömungen ."

LeltscbrMenscbau .
»Die Maschine in der Landwirtschaft" betitelt sich ein län¬

gerer , reichillustrierter Artikel aus der Feder von ProfessorDr . Strecker-Leipzig in der soeben erschienenen Nummer 3870
der Leipziger „ Illustrierten Zeitung "

(Verlag I . I . Weber -
Leipzig ; vierteljährlich 15 M .) » der nicht nur dem Laien einen
Überblick über das so interessante Arbeitsgebiet des Landwirts
gibt, sondern diesen selbst in seinen Ausführungen über die
Möglichkeiten, die namentlich die Verbesserung der Säemafchi -
nen bietet, auf Höchste fesselt. Was hier zunächst als Zu¬
kunftsbild , aber auf realer Grundlage beruhend , gezeigt wird,
eröffnet die günstigsten Aussichten auf eine künftige Steige¬
rung der Ernteerträgnisse . Die vorliegende Nummer der be¬
liebten Wochenschrift enthält natürlich noch zahlreiche weitere
Bilder und Artikel zur Tagesgeschichte , sowie sonstige Bei¬
träge aller Art , darunter auch eine farbige Ansicht von dem
berühmten Bodetal im Harz nach einem Gemälde von Her¬
mann Wölfert . Wer eine Zeitschrift sucht, die mit der Be¬
lehrung gediegene Unterhaltung verbindet und ihm zugleich
ein zuverlässiger Führer durch die vielverschlungenen Pfade
des modernen Kulturlebens ist, dem sei die regelmäßige Lek¬
türe der Leipziger „ Illustrierten Zeitung " warm empfohlen.

Ksdilcbe Leitungsltimmen.
Spartak « als Stratege .

Zu dem geheimen Rundschreiben des Spartakusbunds »,
dessen Hauptinhalt wir bereits Wiedergaben, schreibt dich
„Mannheimer Bolksstimme" u . a . :

„Hier tritt recht klar in Erscheinung, in welchem Maße sich
Fanatismus mit höchster moralischer Skrupellosigkeit ver»
binden kann . Die Eisenbahner und nach ihnen die anderq
Arbeiter sollen in Streiks gehetzt werden unter sorgfältigen
Verbergung der politischen Ziele, die mit ihnen verfolgt we«
den. Ein schamloserer Mißbrauch der Arbeiterschaft als de«
hier empfohlene und betriebene läßt sich gar nicht denken«
Man will die Arbeit,.« als Kanonenfutter für die Pläne de«
kommunistischen Geheimstrategen mißbrauchen, die in ihrem
Hauptquartier sitzen und die Fäden in der Hand halten ,
während die Masse draußen nicht weiß, wofür sie kämpft und
fällt . Und das nennt man dann Diktatur des Proletariats t
Wie sehr müssen die kommunistischen Drahtzieher das Pro¬
letariat verachten, wenn sie glauben , es als blindes Werk,
zeug ihrer Pläne mißbrauchen zu können. Nicht besser wird
das Proletariat seine Reife beweisen können , als indem es
selbst seine Verderber kräftig zur Verantwortung zieht.

Würde das Rundschreiben nicht auf die — in der Tat
höchst inkonsequente — Haltung der Unabhängigen in de«
Friedensfrage Hinweisen , so müßte man annehmen , daß eS
älteren Datums ist, so wenig zeitgemäß scheint das B .ld,
das von den Verhältnissen innerhalb der U. S . P . D .

"und
ihrem Verhalten gegenüber den Kommunisten gezeichnet wird.
Wird die Frage aufgeworfen : Worin unterscheidet sich ein
Unabhängiger noch von einem Kommunisten? so sind wie
überzeugt , daß die Masse der Arbeiter auf diese Frage über¬
haupt keine Anwort hat . Wenn der kommunistische Spartakus¬
bund noch immer mit seinem Nachbar von rechts unzufrieden
ist, so ersieht der Außenstehende daraus nur , welche strenge
Anforderungen die äußerste Linke an ihren teils willigen,
teils unwilligen Nachtrab stellt .

Wir gehen vielleicht auch innerpolitisch schweren Zeiten ent¬
gegen, denn die unverschämte Art, mit der die Entente die
monarchistische Gegenrevolution begünstigt, läßt Schlimmes
befürchten. Die besten Helfer der Gegenrevolution sind aber
die Herren vom Spartakusbund . Über Spartakus ging in
Ungarn , der Weg zurück zu Habsburg . Seie.n wir uns doch
klar darüber : Es gibt in Deutschland mehr Leute, die dis
Monarchie als solche, die die Sowjetrepublik wollen, und!
käme es einmal bei uns , unter Wattsetzung der mittleren Ele¬
mente zum Kampf zwischen den beiden Extremen , so wäre
der Sieg der äußersten Reaktion gewiß. Stark gegen rechts
kann die Arbeiterklasse nur sein , wenn sie sich gegen die kom«
muuistisch-putschistifchen Lockungen von links widerstandsfähig
erweist. Wenn sie aber durch die Spekulanten des Putsckes.die Hetzer des Bruderkrieges ihre Kraft zerrütten läßt , dann
wird sie eines Tages noch erfahren , was Gegenrevolution ist.
Die Reaktion wird mit fliegenden Fahnen zurückkehren und
ein Regiment aufrichten, das dem heutigen, von den Unabg
hängigen als gegenrevolutionär bekämpften sehr unähnlich
sein wird . Zu spät werden dann die Verblendeten erkennen,
daß sie die Totengräber der Republik und des Sozialismus
gewesen sind.

"

Sus der Landeshauptstadt .
Mißlungene Hetze.

* Über einen mißlungenen Versuch , badische Eisenbahnerund Straßenbahner in einen <Areik zu Hetzen , berichtet dir
Bad . Landesztg .

" aus Karlsruhe unter anderm : Der Zweckder Versammlung , zu der die kommunistische Partei am Dow
nerstag die Eisenbahner und Straßenbahner in den Saal des
Apollo-Theaters eingeladen hatte, war offenbar, diese in einen,Streik zu Hetzen. Man kann sagen, daß dieser Zweck verfehltwurde . Einmal waren nur etwa 200 Personen erschienen,dann waren auch die langatmigen , lediglich aus Agitations.
sprüchen bestehenden Ausführungen des Referenten Hoff«mann , der sich als Arbeiter einer Berliner EisenbahnwerkstättSund von den Reichstruppen ungerecht Verfolgter vorstellte,nicht geeignet , nachhaltig zu wirken . Er stellte die Geschichteder Lohnbewegung der Eisenbahner im Bezirk Berlin da«,die zu dem Eisenbahnerstreik geführt hat. über den Grund de»Streiks wurde man aber aus dem Vortrage nicht recht klar,Der Leitung der gewerkschaftlichen Eisenbahnerorganisation ,des Deutschen Eisenbahnerverbandes warf der Redner , wie
der Bericht weiter schildert , vor , den Abbruch des Streik »
gegen den Willen der Mehrheit der Berliner Eisenbahue«
beschlossen zu haben. Die Leitung müsse bestochen worden
sein, sie habe die Arbeitersache verraten . Deshalb sei e»
nötig , daß alle Eisenbahner - aus Len Gewerkschaften austreten
und in die neue revolutionäre Räteorganisation des Ver«
kehrswesens übergehen, welche die volle Überführung der
Eisenbahnen in den Besitz des Proletariats bringen soll, da»
dann die Staatsgewalt übernehmen werde .

In der folgenden Aussprache, an der 9 Redner sich betei ;
ligren , ging es recht tumultuarisch zu. Eisenbahnsekr. Nile«
setzte sich gegen erheblichen Widerspruchdurch u. betonte, daß ein,
Eisenbahnerstreik nicht den Kapitalisten, sondern der großen
Masse des Volkes schadet, das dann keine Nahrung mehr be¬
kommt u . daß er deshalb nicht leichtsinnig begonnenwerden darf ;
helfen könne uns nur restlose Arbeit im Innern und Aufklä¬
rung im Ausland . Die jetzige Wirtschaft werde nur zu«
Reaktion führen . Auch der Gewerkschaftsführer Schneide«
widerlegte wirkungsvoll die Hetze des Referenten : der Abbau
der Preise könne nur durch Produktion und Ausfuhr erreicht;
werden , das ergebe dann eine Verbill-gung nicht nur für die
Eisenbahner , sondern für die Allgemeinheit. Nur Einigkeit
könne helfen ; die Arbeiterbewegung müsse von Charakteren
geleitet werden , nicht von Lumpen, wie jetzt bei den Kom-
munisten . Auch ! im weiteren Verlauf fand der Referent keine
Unterstützung ; im Gegenteil wurden heftige Angriffe gegen
die Berliner gerichtet, die früher nichts geleistet hätten und
jetzt Süddeutschland , das weiter voran sei, aufhetzen wollten.
Nicht streiken um jeden Preis , sondern Verhandeln mit de«
Regierung sei das Richtige . Die Ansicht der Versammlung
hatte sich schließlich so gewendet, daß sie das Schlußwort de»
Referenten kaum noch anhürte.

Vermiedenes .
Verhungernde Kittder. Aus dem Erzgebirge, aus deutsche«

Landschaft , die von den Tschechoslowakei: besetzt wurde, geht
uns durch den österreichisch-deutschen Arbeitsausschuß ei«
furchtbarer Notschrei zu . In dem Aufruf der vor uns liegt,
heißt es : „Winzige Gesichtchen, in denen große matt? Augen
schimmern, Ärmchen, die Haut und Knochen sind , über de«
krummen , gelenkverquollenen Beinen die gedunsenen Bäuch«,
der Hungerwassersucht, nackt und auf faules Stroh gebettet,
werden viele täglich durch den Tod von ihren Leiden erlöst *
Not und Entbehrung sind ja auch bei uns noch nicht behoben,
aber wer je eine solche Fülle von Elend gesehen hat , der kann
und wenn es unsere schlimmsten Feinde wären, rasche Hilf«,
nicht versagen . Der Hauptvorstand, wie auch der Landes«



Serlwnd « ade » de« Verein » für - «» Deutsch »« « im « «Ol« «

Laben bereits größere Summen den hungernden Grzgebirg .

Hern zugesandt , die aber bei weitem nicht ausreichen . Der ver -

«in wendet sich daher an die Allgemeinheit mit der Bitte um

zmlde Gaben unter „ErzgebirgShilfe
" an die Rheinische

Kreditbank — Filiale Karlsruhe — Postscheckkontk 281 .

Stsstssnzeiger .

Da » Staatsministeriu » hat unterm 24. Juli d. I . die Ober -

« ewerbelehrer Johann Georg Mülle » an der Gewerbe¬

schule im Karlsruhe , Roman Schwenden »«» « an der Gewerbe -

»chule in Lahr , Wilhelm Western »«« » an der Gewerbeschule in

Schwetzingen ihrem Ansuchen entsprechend auf l. Oktober
tz. I . in den Ruhestand versetzt .

Da » badische Staatsministerium hat mit Entschließung vom
V6. Juli d. I . den Kanzleirat Peter Dürr beim Bezirksamt
Pforzheim auf sein Ansuchen aus den 1. Januar 1920 in den

Ruhestand versetzt.
Das Staatsmimsterium hat unterm 31. Juli d. I . den!

VezirkSarzt , Geh . Miedizinalvat Vr . Albert Hei » e« «n » in

Konstanz feinem Ansuchen entsprechen - auf den 1. Oktober
st. I . in den Ruhestand versetzt .

Das StaatSministerinm hat unterm 4. August d. I . den
Amtsrichter vr . Eduard Bührer in Schönau zum ' Landrichter
st« Karlsruhe und

de« zweiten Beamten bet der Direktion des Landesgefäng -

nifseS Mannheim Amtsrichter Emil Tritschler zum Amtsrich¬
ter in Schönau ernannt .

Das Justizministerium hat unterm 13. August d. I . den

Justizsekretär Hermann Heck beim Amtsgericht Pforzheim
zum Notariat Pforzheim versetzt .

Da » Justizministerum hat unterm 8. Juli d. I . den Justiz »

sekretär Heinrich Sock beim Amtsgericht Walldürn zum No¬
tariat Mannheim I —V versetzt und

den Justizsekretär Heinrich Rener beim Notariat Mannheim
I—V auf Ansuchen au » dem Staatsdienst entlassen .

Dar Ministerium de» Kultus und Unterricht » hat unterm
21. Mai d. I . den Unterleder Julius Ritter an der Gewerbe¬
schule in Karlsruhe auf Ansuchen aus dem badischen Staats¬
dienst entlasten .

DaS Ministerium de» Jnnerrmhat unterm 1 . August d. I .
den Berwaltungssekretär Georg Kranz beim Bezirksamt Of -

senburg zum Bezirksamt Pforzheim »ersetzt .

Die Stellvertretung der BezirkSärzte betr .

Zum Vollzug der Verordnung vom 12 . August 1879 (Ges .«
und Verordnungsblatt Seite 60V) werden im Einverständnis
mit dem Ministerium der Justiz in Abänderung unserer An¬
ordnungen vom 23 . September 187g (StaarSanzeiger Nr .
XXXIX S . 383 ) , 11. November 1890 (Staatsanzeiger Nr .
XXXVM S . 372), 30. Juni 1900 (Staatsanzeiger Nr . XXL
S . 278 ) . 22 . Mai 1909 Nr . 25506 und 9 . Dezember 1909 Nr .
59192 als Stellvertreter bezeichnet :

für den Bezirksarzt in Bretten der Bezirvarzk in

vrnchsas , für de» Bezirksarzt in Bruchsal der Bezirksarzt
in Brette «, für den ivezirvmyt in Donacueschingen der

BezirkSarzt in » «Ti nge« , für den BezirkSarzt in Enge « der

Bezirksarzt in Konstanz , für den BezirkSarzt in Eppi nge n
der BezirkSarzt in Sinsheim , für den BezirkSarzt in Kon¬

st a n z der BezirkSarzt in Enge», für den BezirkSarzt in Of¬
fen b u r g der Bezirksarzt in Lahr , für den Bezirksarzt in

Rastatt der BezirkSarzt in Bade «, für de» B ^ irksarzt in
Tr , berg der BezirkSarzt in Wolfach , für den Bezirksarzt in

Überlingen der BezirkSarzt in Stockach, für den Bezirks¬
arzt in Bi klingen der BezirkSarzt in Ättuureschinge «.
für den BezirkSarzt in Wolfach der BezirkSarzt in Tri -
d^rg .

Karlsruhe , den L August ISIS .
Ministerium de» Inner » .
Der Ministerialdirektor :

Arnold . Sohlhep »

Die Wwtheke in Nrnstndt betr .

Dem Apotheker Max MürMn ans Durlach wurde die per¬
sönliche Berechtigung zum Betrieb einer selbständigen Apo¬

theke in Neustadt verliehen .
Karlsruhe , den 11. August 1919 .

Badisches Ministerium des Inner«.
Der Ministerialdirektor :

Arnold . Kohlhepp .

von AulsnitZKvn uncj vielen ^ susvnllvn ksniilien kovkgesokZKLK 2Uk

un6 clsk ksi ' von 'Lgsnä bsi

snmul , Slsivksuvkl , Viklonvs « ,
k^ nsis ! /̂>. 3 .— in Hpoiksksn .

Amtliche Veksnntmackung .
Tagesordnung

zu der am
Dienstag , de» IS August ISIS , vormittag » 8 Uhr,

stattfindenden
VezlrkSrat - sltzuug .

öffentliche Sitzltng .
Berwaltungssachen .

1. Gesuch des Andreas und Wilhelm Bast um Ev -
laubnis zum Betrieb der Schankwirtschaft mit
Branntweinschank . zum LugarteU "

, Nebenius -

jtratze 50, dahier . N .678
2. Gesuch des Wilhelm Karl Schilling , um Erlaub ,

nis zum Betrieb der Schankwirtschaft mit
Branntweinschank „zum Dragoner

" , Uhland -
stratze 9. dahier .

8 . Gesuch des Emil Mainzer , uni Erlaubnis zum
Betriebe der Schankwirtschaft ohne Branntwein¬
schank im Hause Kaiserallee 61 , dahier .

4. Gesuch der Max Schmittges Eheleute um Er¬
laubnis zum Betrieb der Schankwirtschaft mit
Branntweinschank in der Festhalle und dem
nördlichen Teile des Stadtgartens dahier .

8. Gesuch der Joseph Köhly Eheleute um Erlaubnis
zum Betrieb der Gastwirtschaft „zum Bahnhof "

im Hause Kronenstr . 54 dahier .
6 . Gesuch der Joseph Graf Eheleute um Erlaubnis

zum Betrieb eines Konditorei -Kaffees mit
Branntweinschank im Hause Schillierstr . 24 da¬
hier .

7. Gesuch des Philipp Strauß , Wirt in Hagsfeld ,
um Erlaubnis zum Betrieb der Schankwirtschaft
mit Branntweinschank „zum Friedrichshof

" in

8 . Gesuch des Philipp Bickel, Bäcker jn Knielingen ,
um Erlaubnis zur Eröffnung und zum Betrieb
eines Kaffees im Hause Hauptstr . 101 in Knie¬
lingen .

, 9 . Gesuch des Gustav Adolf ,Stöber , Wirt in
Teutschneureut , um Erlaubnis zum Betrieb der
Schankwirtschaft mit ' Branntweinschank „zum
Deutschen Kaiser " in Teutschneureut .

10. Gesuch des Oskar Hodapp , Bäcker in Knielingen ,
um Erlaubnis zum Betrieb der Gastwirtschaft
mit Branntweinschank „zum Hirsch " in Knie¬
lingen .

11 . Gesuch des Gottlob Motz, Wirt in Welschneureut ,
um Erlaubnis zum Betrieb der Realgastwirt¬
schaft „zum Lamm " in Teutsckpeureut .

12. Gesuch des Göttlich Merkle , Pferdehändler in
Karlsruhe , um Erlaubnis zum Betrieb der
Schankwirtschaft mit Branntweinschank „zum
Ritter " in Welschneureut .

13. Bau des V . Hafenbeckens und die Verbretterung
des Stichkanals betr .

14 . Baugesuch - es Fabrikanten Ferd . Odenwald ,
Vergrößerung der Lacksiederei in Grünwinkel .

Nicht Sffentliche Sitzung :
15. Festsetzung von Unterstützungen für Familien

in den Dienst getretener Mannschaften .
Karlsruhe , den 14 . August 1919 . O .- .A227

Bezirksamt .

in erstklassiger /kuskakruuA auch nach
schleckten Vorlagen , lietern ::

Lsmson L Vv, ,
Atelier kür inockerne Photographie
un <1 Vei »gi »ött » r-ung » - ün « 1nlt ,
Asi » snpn » » sg » 7 puk 547

äcknellste läeksruog .

Provistonsrriftnder , LKK
besucht , zum Verkauf von Sprengstoff gesucht .

Hoher Verdienst . Bei guten

Leistungen feste Anstellung .
Reinhold Andrst , Inhaber W . Detnand

Karlsruhe , Waldstraße 4.

AAcHisclies Konrentksus .
8-unrt ^ , den 16 . -L-iixost 1919 (rmo ersten

kürst Lazimir
7 /̂, 17hr

0 »men -8pori - » . lleiss - Kostüms LlK . 17V .— bis 35V.—
Vsmen -Nasvb -Lluskn , veill , »US Lstist , Llnll, Opal-

dÄist , Voile LIK . Lg.— . 37 .— . 44.—, 55 . — di, 70 .—
Rssvti - u. robssili . Klüsen LIK. 132.— , 224 .— b . 2LV.—

. vamen - Lport - kcoks . . . . LIK. 54 .— mid 65 —
Lsiilene llamkn -laeksn LlK . Igv .—, 23V.— bis 35V.—
sieinnoll . Vamen -Zpvrtjaeken mit Lüstsstchzl, zri» 3ll. SV.—
koinno » . Vamen - 8portj »vlcen , k- rbiZ . . LlK . 125.—

vsmen - llummimLntöl
llamen - kieiss- und 8port -Mäntsl »US imprsgmert . Leide,

reinwollenem I -ollen.

^ SI ' PKN - kuMMiMANts ! » il. IgS .- blzZSI ! .-

8errsn - I. vilenmLnte > . Lik . 131.— bis 230 .—
tlsrrön -8port - tlemlien , weiü u . k-udix, LlK . 39 .5V ,

4V .—, 42 .— und 63 .3V
ttosentrsgsr , lakummi , LlK . 11 .5V und 18.—

Volktänäigk Ioun8ien -^ ll8i ' ü8ltingen
HucliiÄll «, l> §sz«IIiii>S!i
RM -sü !»
k«Mrcl >°° . . « Il. 4 . -
KMfilsnbu . - üli. 8 .SV

Llnr «Miiifs von üli. 11 -— u
litlnulioutre , reine Volle .
» .-KIM»!-«« . ÜL. 1S.SV
1iMiii.-Iolinii. -lud « » NN «

- Ssi^ - und kür Oam»n -
S l 'ouren- » I ^ «M u. l-fvppvn -

Xaissrstr . 185 An »t« >»ukio I. R. Legriinös! 1863

k îsen , Linn , Link , Kupßvn ,

Wlvssing , kotguk
Hauken rm höchsten Tagespreisen

) . LIpem L L. Vsi85MLNn
ümalienstrasss 37 ksrarpreodvr 3729

«i ri rmv ii

S vlöSllliös Sglill Z
o ülltisnkapiwl: 2VV AiUiooon A. 8

kvservsn: SV Aillionon R. 8
8
o
o

o
o
o
o
o
ci
o
o
o

blisrlorlassungsn im Lroookorrogtum Sab«« !

AVsnnkeinR n üeirßelbeng

- - - - - k
^
RsibuRg i » 8 » - - - - - -

SorZfLllißs ^ rieffixuiiA sllsr
dsnkmLssißsn QsschLfts

o . issg

Suche zu kaufen
gegen allerhöchste Preise , gebrauchte

MMlsliiiteil lind Iiillinze
Reiuhold AndrS «, Inhaber W . Demand

Karlsrnhe , Waldstraße 4.

ran Silk 8sKA >' I > SIB . «

ist die Massenvertilgung der Feldmäuse -

Bestes und billigstes
Mittel hierfür ist DD » » « » » » ! « - » ' »

1 Röhre für V, bis 1 Morgen ^4 1 .50 . — Erhältlich
in Apotheken und Drogerien , wo nicht zu haben ,

durch uns direkt zu beziehen :

Lhmisch . bavttiolsgWs Laboratorium „ ftlillimors "
,

Karlsruhe , Herrenstratze IS .

Waiizeicheae AstsMWril .
welche Personen - u . Lastfahrzeuge aller Typen fabriziert ,
sucht für den Bezirk Karlsruhe i. Bd . mit Plätzen

Rastatt , Durlach , Bruchsal , Mosbach , Eberbach

KGM . lGitMstM LMM .
der über gut eingerichtete Reparaturwerkstätte verfügt .
Angebote u. X . st . 2135 an Rudolf Moffe , Kölu erb -

^ . ^ 62 ^ ÜH262
'

.
'

porrellankixurso , lassen , leller , Möbel , lldren ,
Olüser , Stickereien , kiläer , vncker , » ocd xnare

kidliotdskso , sucht kortwLdreud ru ksukea

/^nliquan Tasse , KeUZStÄn. 233 . 7°I.
115«

Lin unter clsru heutiAen unter

un ctas kernsprscftnelL an geschlossen .

llSMtioill ^ Nllk-KK, Inkader V/ . vkMLNli
liLnIsnuk » Walffgti 'LÜs 4 .

WOM -ZmliMllteMiW.
Grundstück: Gemarkung Karlsruhe Lgb . Nr - 18 : 3a

08 gm mit Gebäuden , Waldhcrnstraße 2s .
Schätzung : 128000 M - Wert des Zubehörs : 6400 M -
Bersteigenmgstagstlhrt : Montag , den 8 - September

ISIS , vormittags 9 Uhr , im Notariatsgebäude , Aka¬
demiestraße 8.

Mündliche Auskunft gebührenfrei beim Notariat
Karlsruhe , den 10 . Mai I9l9 .

Bad . Notariat 3 als Bollstreckmrgsgericht.

flMMf
wenn auch reparaturbe -
dürftig , werden stets au »
gekauft in F988

^Vslntnnuld »
An - und Verkaufsgeschäft ,

K ronenftraße 52

Zahle sehr hohe Preise für

llltMlltW WM
Md MWchre,

wenn auch gebr . und repa -
raturbed - Ebenso auch für
Munition i. großen Mengen .
« einhold « ndröe . Inh .
W . DemarO . Karlsruhe .

^ spstsn
Reichhaltige Auswahl .

Douglasstratze 2 « , Tele -
Phon 2435 - Bei der Haupt¬
post - Übernahme von
Tapezierarbeit . Muster »
kollektio » steht z«
— --- Dienste » . - -- - - a

Äußerst tüchtiger

Ratschreiber,
gewandter und zuver¬
lässiger Arbeiter » seit
Jahren selbständig tätig
(Familienvater ), Wünscht
andere » besser bezahlte
Tätigkeit . Angebote unt .
G . 824 an die Expedit - der
Karlsruher Zeitung .

ZOMMGiW
Das staatliche Forstamt

Gernsbach im Murgtal (Ba¬
den ) versteigert auf seinem
Geschäftszimmer am ' Don¬
nerstag , den 28 . d. Monat - ,
vormittags 10 Uhr die bei
Gernsbach gelegene frühere
CibillistenjagdRockert (214b »
Wald , 6ka Wiesen ) . Rot¬
wild tritt als ständiges
Wcchselwild auf . Der land -
schaftl - hervorragend schöne
Jagdbezirk reicht bis zu den
Stationen Scheuern und
Obertsrot mit guter Unter¬
kunft . R .677

Mgeil . WtsMge

LktllitisrSMtÄuleit .
N .651L Karlsruhe .

Dkr Zahnarzt Hermann
Kunkel in Freiburg i . Br .
Goethestr 1, hat das Auf¬
gebot der 45b- Karlsruher
Stadtanleihe von 1907/19
Lit . /k Nr . 1528 : 1/2000
beantragt . Gemäß 8 1019
CPO . wird auf Antrag
des Antragstellers Verba ,
ten an den Inhaber de»
Papiers eine Leistung zu
bewirken , insbesondere
neue Zinsscheine oder
einen Erneuerungsschein
auszugeben . Das Auf .
gebotsverfahren zum
Zwecke der Kraftloser¬
klärung der Urkunde isl
eingeleitet .
Karlsruhe . S. Slug .' ISIS .

Gr »« y<Sschreib »rel
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